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Editorial 
 

Sehr geehrte Leserinnen und Leser, 

 

zu Beginn der zurückliegenden Förder-

phase stand die Unabhängige Patienten-

beratung Deutschland (UPD) vor einer 

großen Aufgabe: Der Schritt vom Modell-

versuch zur Regelversorgung musste 

auch auf der operativen Ebene vollzogen 

werden. Die UPD musste sich gewisser-

maßen vom Prototyp zur Serienreife 

entwickeln, um dem Anspruch an ein An-

gebot der Regelversorgung gemäß 

§ 65 b SGB V gerecht werden zu kön-

nen. 

 

Hinter uns liegen fünf Jahre Regelbetrieb 

und die UPD hat eine Entwicklung voll-

zogen, die man mit der ¦berschrift ĂPro-

fessionalisierungñ betiteln kºnnte. Dabei 

ging es um die Weiterentwicklung einer 

hochkomplexen, personenbezogenen 

Dienstleistung, für die es noch keine 

Lehrbücher und Methodenwerke gibt. Die 

UPD hat während dieser Zeit Methoden 

entwickelt, Standards definiert und dabei 

auch die Frage nach der Effizienz der 

Beratung niemals außer Acht gelassen. 

 

Der vorliegende Bericht fasst die vielen 

Arbeitsbereiche und Handlungsfelder zu-

sammen, die uns in den letzten fünf Jah-

ren beschäftigt haben. Und er erläutert, 

welche Effekte und Wirkungen wir aus-

machen konnten. Am Ende der Förder-

phase möchten wir uns der Frage der 

Wirksamkeit stellen. Was konnten wir für 

die Patientinnen und Patienten errei-

chen? Das ist die Frage, die uns rückbli-

ckend beschäftigt und um die es in unse-

rem gesetzlichen Auftrag ging.  

 

Die Förderung unseres Beratungsver-

bunds endet am 31. Dezember 2015. Im 

Rahmen eines europaweiten Vergabe-

verfahrens wurde der Zuschlag für die 

Wahrnehmung des gesetzlichen Auftrags 

des § 65 b SGB V einem anderen Bieter 

erteilt. Natürlich bedauern wir diese Ent-

scheidung, möchten uns aber für das bis-

lang in unsere Arbeit gesetzte Vertrauen 

bedanken.  

 

Auch wenn die regionalen Beratungs-

stellen der UPD zum Jahresende 2015 

schließen und der Beratungsauftrag künf-

tig von einem anderen Anbieter wahrge-

nommen wird: Wir glauben, dass wir mit 

unserer unabhängigen Patientenbera-

tung etwas bewegen konnten. Davon 

handelt dieser Abschlussbericht. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stephanie Jahn leitete 
als Geschäftsführerin 

der UPD gGmbH zuletzt 
die Bundesgeschäfts- 

stelle  in Berlin 
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1. Komplexe Gesundheitsversorgung ï 

Die Ausgangslage 
 

Wir alle begeben uns früher oder 

später in das System der ge-

sundheitlichen Versorgung in 

Deutschland. Vielleicht läuft alles 

glatt und wir werden schnell 

wieder gesund. Manchmal aber 

auch nicht. Dann sind wir in un-

serem jetzigen Gesundheitssys-

tem stark gefordert und benöti-

gen dabei eine Vielzahl an 

Ressourcen, Wissen, Fähigkeiten 

und Fertigkeiten.  

Bereits im Jahr 1996 stellte die 

Weltgesundheitsorganisation auf 

der ersten Internationalen Konfe-

renz zur Gesundheitsförderung in 

Ottawa die Forderung auf, den 

souverän handelnden Menschen, 

der die ihn betreffenden Verhältnis-

se und Angelegenheiten mitbe-

stimmt, in das Zentrum aller Ge-

sundheitsbemühungen zu stellen.  

ĂVorzeigepatientenñ 

Nach dem Idealbild treffen moderne 

und mündige Patienten Therapie-

entscheidungen auf der Basis des 

besten verfügbaren Wissens ge-

meinsam mit ihrer Ärztin oder ihrem 

Arzt. Sie übernehmen Verantwor-

tung für die eigene Gesundheit und 

nehmen eine aktive Rolle im Be-

handlungsgeschehen ein. Den ein-

zelnen Akteuren der gesundheitli-

chen Versorgung begegnen sie auf 

Augenhöhe. Sie kennen ihre An-

sprüche und Rechte als Patient und 

können sie auch einfordern und 

durchsetzen.  

Hürden 

Leider sieht die Realität oft anders 

aus. In den Beratungsgesprächen 

der vergangenen fünf Jahre zeigte 

sich, dass nach wie vor viele Pati-

entinnen und Patienten mit den An-

forderungen des Systems über-

fordert sind. Sie müssen: 

¤ Therapieentscheidungen  

fällen,  

¤ Informationen bewerten, 

¤ bürokratische Hürden über-

winden, 

¤ geeignete Ärzte oder Kran-

kenhäuser auswählen, 

¤ Therapievorgaben befolgen, 

¤ Nebenwirkungen bewerten, 

¤ möglicherweise auch finanziel-

le Belastungen tragen und  

¤ nicht zuletzt auch die psychi-

sche und emotionale Bewälti-

gung meistern. 

Auf ihren Versorgungspfaden sto-

ßen Nutzerinnen und Nutzer des 

Gesundheitswesens auf Probleme, 

Widerstände und Interessenkonflik-

te, die sie nicht bewerten und ein-

schätzen können. Sie werden mit 

einer Vielzahl von Leistungserbrin-

gern und Kostenträgern konfron-

tiert, die unterschiedliche Interes-

sen verfolgen. Viele Patientinnen 

und Patienten sind daher auf der 

Suche nach unabhängigen Informa-

tionen, Rat und Unterstützung. 

Komplexität 

Die Gesamtlast dieser Anforderun-

gen steigt nicht selten mit dem 

Schweregrad, der Dauer und der 

Zahl der Erkrankungen. Angesichts 

der Veränderungen des Krank-

heitsspektrums und der Zunahme 

von Multimorbidität steigt auch die 

Komplexität der Versorgung. So ist 

es auch nicht verwunderlich, dass 

sich immer mehr Patientinnen und 

Patienten mit unserem zunehmend 

komplexen System überfordert füh-

len. Die Erkenntnisse zur Gesund-

heitskompetenz in der deutschen 

Bevölkerung zeigen außerdem, 

dass viele Menschen Probleme  

haben, gesundheitsrelevante In-

formationen zu verstehen, zu ver-

arbeiten und umzusetzen.  

Patientenorientierung, die die prin-

zipielle Selbstbestimmtheit und 

Mündigkeit von Patientinnen und 

Patienten respektiert und den Be-

handlungserfolg in Abhängigkeit 

von ihrer aktiven Einbeziehung de-

finiert, setzt ein hohes Maß an In-

formiertheit und gesundheitsbezo-

gener Bildung auf Seiten der Nutzer 

des Gesundheitssystems voraus. 

Dies setzt eine niedrigschwellige 

Beratungs- und Informationsstruk-

tur voraus. 
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Die Antwort lautet  
unabhängige Patienten- 
beratung 

Schon in den 1980er Jahren gab es 

Ansätze, eine autonome, nicht inte-

ressengeleitete Unterstützung und 

Beratung von Patientinnen und Pa-

tienten zu entwickeln. 2001 griff die 

Politik die Forderung nach einer 

unabhängigen Struktur der Patien-

tenberatung auf: Mit der Einführung 

des § 65 b SGB V im Jahr 2001 

wurden die gesetzlichen Rahmen-

bedingungen für eine neutrale und 

unabhängige Patientenberatung in 

gesundheitlichen und gesundheits-

rechtlichen Fragen geschaffen ï 

zunächst im Rahmen eines Modell-

versuchs.  

Mit der Änderung des § 65 b 

SGB V zum 1. Januar 2011 sollte 

der GKV-Spitzenverband (GKV-SV) 

ab Inkrafttreten für einen Zeitraum 

von weiteren fünf Jahren den Re-

gelbetrieb einer Einrichtung fördern, 

die Verbraucher und Patienten in 

gesundheitlichen und gesundheits-

rechtlichen Fragen bundesweit qua-

litätsgesichert und kostenfrei bera-

ten sollte. Ziel dieser Förderung 

aus Mitteln der gesetzlichen Kran-

kenversicherung war es, die Patien-

tenorientierung zu stärken und 

Problemlagen im Gesundheitssys-

tem aufzuzeigen. In der sogenann-

ten Leistungsbeschreibung wurden 

die für die Förderphase maßgebli-

chen Aufgaben und Ziele des Vor-

habens für die Ausschreibung vom 

GKV-SV unter beratender Beteili-

gung des Beirats nach § 65 b 

SGB V festlegt (Leistungsbeschrei-

bung siehe Anhang).  

Zur Realisierung dieser Zielsetzung 

hatten drei große gemeinnützige 

Organisationen mit langjähriger Er-

fahrung auf dem Gebiet der Ver-

braucher- und Patientenberatung 

die Unabhängige Patientenbera-

tung Deutschland als gemeinnützi-

ge GmbH 2006 ins Leben gerufen: 

¤ der Sozialverband VdK  

¤ der Verbraucherzentrale  

Bundesverband 

¤ der Verbund unabhängige  

Patientenberatung.  

Die UPD gGmbH bildete gemein-

sam mit ihren Gesellschaftern und 

regionalen Trägerorganisationen 

den Verbund der Unabhängigen 

Patientenberatung Deutschland 

(UPD). Im Jahr 2010 bewarben sich 

die drei Gesellschafter mit der be-

reits in der Förderphase seit 2006 

etablierten Verbund-Struktur und 

erhielten den Zuschlag für die 

Durchführung der unabhängigen 

und neutralen Verbraucher- und 

Patientenberatung für den Regelbe-

trieb von 2011 bis 2015. In dem so-

genannten Realisierungskonzept 

formulierten die drei Gesellschafter 

der UPD gGmbH ihr Angebot auf 

die Leistungsbeschreibung.  

Auf der Seite der  

Patienten 

Die UPD verstand sich als Lotse, 

Wegweiser und Berater in einem 

Gesundheitswesen, das durch viele 

Akteure unterschiedlichen Aufga-

ben und teilweise unterschiedlichen 

Zielen und Interessen geprägt ist. 

Ratsuchende erhielten ï wie schon 

in den vorangegangenen Förder-

phasen - Informationen, Beratung 

und Unterstützung ï frei von den 

Interessen der Krankenkassen, der 

Leistungserbringer, der Industrie 

und anderen Akteuren.  

Dadurch wurden Ratsuchende in 

die Lage versetzt, leichter sachge-

rechte Entscheidungen treffen zu 

können, in Konfliktsituationen wur-

den sie unterstützt und in ihrer Po-

sition als eigenverantwortliche Teil-

nehmerinnen und Teilnehmer im 

Gesundheitswesen gestärkt. 

 

 

 

 

 

 

  

§ 65 b SGB V: Förderung von Einrichtungen zur 
Verbraucher- und Patientenberatung  
 
(1) Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen för-
dert Einrichtungen, die Verbraucherinnen und Ver-
braucher sowie Patientinnen und Patienten in ge-
sundheitlichen und gesundheitsrechtlichen Fr agen 
qualitätsgesichert und kostenfrei informieren und b e-
raten, mit dem Ziel, die Patientenorientierung im Ge-
sundheitswesen zu stärken und Problemlagen im Ge-
sundheitssystem aufzuzeigen. Der Spitzenverband 
Bund der Krankenkassen darf auf den Inhalt oder den 
Umfang der Beratungstätigkeit keinen Einfluss neh-
men. Die Förderung einer Einrichtung zur Verbraucher- 
und Patientenberatung setzt deren Nachweis über ihre 
Neutralität und Unabhängigkeit voraus. [...]  
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                 ĚWenn es darum geht, neue  
                 und wirklich notwendige  
               Strukturen im Versorgungs-  
         system zu etablieren, war der  
Aufbau der unabhängigen Patienten-
beratung wirklich eine der erfreulichsten, 
erfolgreichsten und am meisten zielge-
richteten Entwicklungen im deutschen 
Gesundheitswesen.Ę 
 

Rolf Rosenbrock 
 

Vorsitzender des Paritätischen Gesamtverbands 

Ę 
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2. Ziele und Konzeption des 

Beratungsangebotes 
 

Der Spitzenverband Bund der 

Krankenkassen (GKV-SV) fördert 

gemäß § 65 b SGB V Einrichtun-

gen, die Verbraucher und Patien-

ten in gesundheitlichen und ge-

sundheitsrechtlichen Fragen 

qualitätsgesichert und kostenfrei 

informieren und beraten. Ziel 

dieser Förderung aus Mitteln der 

gesetzlichen Krankenversiche-

rung ist es, die Patientenorientie-

rung im Gesundheitswesen zu 

stärken und Problemlagen im 

Gesundheitssystem aufzuzeigen.  

Zur Realisierung dieses Ziels hat 

der GKV-SV im Herbst 2010 erneut 

die Durchführung der unabhängi-

gen Patienten- und Verbraucherbe-

ratung ausgeschrieben und die 

UPD gGmbH in Trägerschaft des 

Sozialverbands VdK, der Verbrau-

cherzentrale Bundesverband und 

des Verbund unabhängige Patien-

tenberatung Ende Januar 2011 

damit beauftragt. Die UPD gGmbH 

bildete gemeinsam mit regionalen 

Organisationen für die Trägerschaft 

der regionalen und überregionalen 

Beratungsangebote den Verbund 

der Unabhängigen Patientenbera-

tung Deutschland UPD (UPD-

Verbund). 

Ziele der  
Patientenberatung 

Der Auftrag war laut der Leistungs-

beschreibung, ein qualitativ hoch-

wertiges, thematisch breit aufge-

stelltes Informations- und 

Beratungsangebot bereit zu stellen. 

Dieses sollte sich an den Bedürf-

nissen der Ratsuchenden orientie-

ren und  

¤ für Ratsuchende kostenfrei 

und leicht zugänglich sein, 

¤ regionale Beratungsstellen 

(RBS) mit nutzerfreundlichen 

Öffnungszeiten an mindestens 

vier Wochentagen sowie über-

regionale Beratungsangebote 

gewährleisten, 

¤ Nutzerinnen und Nutzer ï ins-

besondere sozial Benachteilig-

te ï im selbstbewussten Um-

gang mit dem Gesundheits-

Gesundheitswesen stärken, 

¤ für die Patientinnen und Pati-

enten eine Lotsen- oder Ver-

weisfunktion im Gesundheits-

wesen übernehmen und 

Ratsuchende in Einzelfällen 

und bei fehlenden Verweisop-

tionen begleiten, 

¤ Kooperationsbeziehungen mit 

allen relevanten Akteuren des 

Gesundheitswesens aufbau-

en, 

¤ sich mit bereits bestehenden 

Initiativen der Patientenbera-

tung und Patientenunterstüt-

zung weiter vernetzen, insbe-

sondere mit den Beratungs-

angeboten der Selbsthilfe, um 

Doppelstrukturen zu vermei-

den, 

¤ fachliche Unabhängigkeit ins-

besondere von Interessen der 

Leistungserbringer und Kos-

tenträger nachweisen, 

¤ gemeinsame Qualitätsstan-

dards für die Patientenbera-

tung und für eine kontinuierli-

che Qualifizierung der 

Mitwirkenden festlegen sowie 

für ein übergreifendes Quali-

täts- und Wissensmanage-

ment Sorge tragen, 

¤ einer dauerhaften internen 

Qualitätssicherung und Pro-

zessoptimierung unterliegen 

und zusätzlich durch eine vom 

Fördermittelgeber aus För-

dermitteln finanzierte externe 

Evaluation begleiten, 

¤ als souveräne Organisation im 

Gesundheitswesen agieren 

und sich in das Versorgungs-

geschehen integrieren sowie 

¤ Erkenntnisse aus der Bera-

tungstätigkeit in die Organisa-

tion der Versorgungsabläufe 

zurückfließen lassen. 

Erweiterte Aufgaben 

Die letztgenannte Aufgabe sollte 

auch durch eine Ausweitung des 

gesetzlichen Auftrags gemäß 

§ 65 b SGB V umgesetzt werden: 

Die UPD sollte von 2011 an nicht 

nur Patientinnen und Patienten be-

raten. Im Rahmen einer regelmäßi-

gen Berichterstattung an den Be-

auftragten der Bundesregierung für 

die Belange der Patientinnen und 

Patienten sollte sie fortan über 

Schwerpunkte der Beratungstätig-

keit und Hinweise auf Problemla-

gen im Gesundheitswesen berich-

ten. Die Ausschreibung sah zur 

Rückmelde- oder Seismographen-

funktion einen jährlichen schriftli-

chen Bericht zu den Problemlagen 

im Gesundheitssystem sowie weite-

re Zwischenberichte zum jeweiligen 

Halbjahr vor. Mit dieser Anforde-

rung war der Grundstein für den 

ĂMonitor Patientenberatungñ gelegt 

worden.  

Eine weitere Änderung gegenüber 

der vorherigen Förderphase im 

Rahmen eines Modellprojektes be-

traf die mehrsprachige und kultur-

sensible Beratung. Gab es zuvor 

bereits Teilprojekte zur Erprobung 

einer mehrsprachigen Beratung, so 

wurden Ratsuchende seit 2011 zu-

nächst von vier, später von fünf 

Standorten aus deutschlandweit 

mehrsprachig und kultursensibel 

beraten.  

Der Verband der privaten Kranken-

versicherung e.V. hatte sich ge-

genüber dem GKV-SV verpflichtet, 

dem Zuwendungsempfänger für 

dieses zusätzliche Angebot zu-

nächst für drei Jahre einen zusätz-

lichen Betrag zur Verfügung zu stel-

len. Die Förderung wurde im Jahr 

2013 um zwei weitere Jahre ver-

längert.  
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Förderrahmen  
 
Förderzeitraum: 
27.01.2011 bis 31.12.2015  
 
Fördermittelgeber : 

- GKV-Spitzenverband nach gesetzlichem Auftrag 

- Verband der privaten Krankenversicherung durch freiwillige Beteiligung 

für die Finanzierung des muttersprachlichen Beratungsangebotes 

 
Fördermittel:  
GKV-Spitzenverband:  

- 2011: 5.081.000 ģ zzgl. Budget fûr die externe Evaluation 

- Folgejahre: jährliche Steigerung analog § 18 Abs. 1 SGB IV 

 
PKV-Verband: 

- 2011: 364.000 ģ 

- Folgejahre: jährliche Steigerung analog § 18 Abs. 1 SGB IV 

Leistungsspektrum und 
Zielgruppen 

Das Angebot der Bewerbergemein-

schaft aus Sozialverband VdK, 

Verbraucherzentrale Bundesver-

band und Verbund unabhängige 

Patientenberatung für den GKV-SV 

zielte auf die Weiterentwicklung 

und fortlaufende Professionalisie-

rung eines eigenständigen und 

nach außen wahrnehmbaren Infor-

mations- und Beratungsangebotes 

und die Stärkung der gesundheitli-

chen Kompetenz von Nutzern ab.  

Es richtete sich an alle Menschen, 

die Unterstützung bei Fragen und 

Problemen in Zusammenhang mit 

ihrer gesundheitlichen Versorgung 

benötigten, unabhängig davon, ob 

sie gesetzlich, privat oder nicht ver-

sichert waren. Das Leistungsspekt-

rum umfasste individuelle Informa-

tion, Beratung sowie in Einzelfällen 

auch die Begleitung und berück-

sichtigte psychosoziale, rechtliche 

und medizinische Aspekte der Ge-

sundheit. Patientinnen und Patien-

ten und deren Angehörige sollten 

zu sachgerechten und informierten 

Entscheidungen befähigt, in Kon-

fliktsituationen unterstützt und in ih-

rer Stellung als souveräne Akteure 

im Gesundheitswesen gestärkt 

werden. 

Kapitel 4 beschreibt ausführlich die 

Ziele und Entwicklungen des ange-

botenen Informations- und Bera-

tungsangebotes. Es schildert die 

Herausforderungen bei der Umset-

zung des Angebotes und stellt die 

Ergebnisse im Detail dar. 

Ein Teil des Informations- und Be-

ratungsangebotes wurde vom PKV-

Verband finanziert. Es zielte auf die 

Verbesserung der Gesundheits-

kompetenz vulnerabler Zielgruppen 

ab, indem muttersprachliche Bera-

tung in türkischer und russischer 

Sprache sowie Fortbildungen zur 

Kultursensibilität der Beraterinnen 

und Berater durchgeführt wurden. 

Diese Zielgruppen wurden darüber 

hinaus durch ein umfassendes 

Maßnahmenpaket besser über Mul-

tiplikatoren in ihrer Lebenswelt er-

reicht.  
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3. Expertise ï Konzeption der wissen-

schaftlichen Begleitforschung und 

des Beirats 
 

Die Leistungsbeschreibung sah 

vor, dass der GKV-Spitzenver-

bandes (GKV-SV) aus den ge-

setzlichen Fördermitteln eine ex-

terne Evaluation beauftragen 

sowie einen beratenden, wissen-

schaftlichen Beirat einrichten 

sollte.  

Im Rahmen der externen Evaluati-

on sollten Qualitätsmerkmale der 

Beratungstätigkeit überprüft wer-

den, die für die Professionalität der 

Einrichtung stehen und von allen 

Beratungsstellen eingehalten wer-

den sollten. Dazu gehörten:  

¤ sachliche Richtigkeit,  

¤ Evidenzbasiertheit medizini-

scher Auskünfte,  

¤ nicht-direktive,  

¤ weltanschaulich neutrale,  

¤ empathische und  

¤ verständliche Beratung und 

Vermittlung von Informationen.  

Der GKV-SV beauftragte in Ab-

stimmung mit dem wissenschaftli-

chen Beirat das IGES Institut für die 

Dauer der Förderungslaufzeit von 

fünf Jahren, um die Einhaltung der 

Qualitätsmerkmale zu prüfen. In 

Abstimmung zwischen externer 

wissenschaftlicher Begleitung, För-

dermittelgeber und Beirat wurde ein 

Evaluationskonzept festgelegt, wel-

ches regelmäßige Nutzerbefragun-

gen und Hidden-Client Untersu-

chungen vorsah.  

Die externe, wissen-
schaftliche Begleitung 

Zum 01.04.2011 wurde das IGES 

Institut durch den Fördermittelgeber 

mit der externen Evaluation beauf-

tragt. Einen Zwischenbericht erstell-

te das Institut im Jahr 2013. Im Jahr 

2015 folgte der Abschlussbericht. 

Die Evaluation umfasste ein breites 

Spektrum unterschiedlicher Quali-

tätskriterien: 

¤ Erreichbarkeit des Beratungs-

angebotes  

¤ Neutralität der Beratung  

¤ Relevanz und Angemessen-

heit der übermittelten Informa-

tionen im Hinblick auf die indi-

viduelle Situation des 

Ratsuchenden  

¤ Angemessenheit von Verwei-

sen an andere Institutionen  

¤ Inhaltliche Richtigkeit (Voll-

ständigkeit und Korrektheit der 

erteilten Informationen)  

¤ Kommunikative Kompetenz 

der Berater, insbesondere hin-

sichtlich Freundlichkeit, Ver-

ständlichkeit und Empathie  

¤ Zuverlässigkeit gemachter Zu-

sagen.  

Weitere Bereiche der Evaluation 

zielten auf die Überprüfung und 

Bewertung der Lotsenfunktion und 

der Netzwerkaktivitäten der UPD. 

Darüber hinaus prüfte das IGES 

Institut die Steuerungseffektivität 

der Bundesgeschäftsstelle (BuGS), 

die eine Vielzahl heterogener Steu-

erungsaufgaben zu erfüllen hatte. 

Hier ging es zum Beispiel um die 

Umsetzung von fachlichen und or-

ganisatorischen Vorgaben in den 

allen regionalen Beratungsstellen 

(RBS).  

Außerdem evaluierte das IGES 

Institut den Internetauftritt der UPD 

hinsichtlich der Verständlichkeit, 

Relevanz und Korrektheit der In-

formationen.  

Im Rahmen weiterer Arbeitsschwer-

punkte unterstützte die externe 

wissenschaftliche Begleitung die 

UPD bei der Entwicklung der Kon-

taktdokumentation sowie bei der 

Erstellung von Berichten an den 

Patientenbeauftragten der Bundes-

regierung.  

Der Beirat zur UPD 

Nach § 65 b SGB V tagte der be-

gleitende Beirat mindestens zwei-

mal jährlich zunächst unter Leitung 

des GKV-SV. Seit der Gesetzesno-

velle zum § 65 b SGB V im Jahr 

2014 tagte der Beirat unter der Lei-

tung des Beauftragten der Bundes-

regierung für die Belange der Pati-

entinnen und Patienten. Zu den 

Mitgliedern zählen laut Gesetz: 

¤ Vertreterinnen oder Vertreter 

der Wissenschaften und Pati-

entenorganisationen  

¤ zwei Vertreterinnen oder Ver-

treter des Bundesministeriums 

für Gesundheit  

¤ eine Vertreterin oder ein Ver-

treter des Bundesministeriums 

der Justiz und für Verbrau-

cherschutz  

¤ eine Vertreterin oder ein Ver-

treter des Verbandes der pri-

vaten Krankenversicherung 

Als wissenschaftliche Vertreterin-

nen und Vertreter waren zuletzt 

¤ Prof. Dr. Ulrich Bauer, Univer-

sität Bielefeld, 

¤ Prof. Marie-Luise Dierks, MH 

Hannover, 

¤ Prof. Dr. Robert Francke, Uni-

versität Bremen, 

¤ Prof. Dr. David Klemperer, 

Universität Regensburg, 

¤ Prof. Dr. Rolf Rosenbrock, 

Vorsitzender des Paritätischen 

Wohlfahrtsverbandes ï Ge-

samtverband e.V. und 

¤ Prof. Dr. Jürgen Windeler, 

IQWiG Köln 

im Beirat vertreten. Als Vertreter 

der Patientenorganisationen waren 

Prof. Dr. Rainmund Geene und 

Herr Dr. Martin Danner weitere Mit-

glieder des Beirats. 
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4. Strukturen, Prozesse, Ergebnisse 

 Der UPD-Beratungsverbund 4.1.
 

Ziel der Förderung einer unab-

hängigen Patientenberatung war 

und ist es, die Patientenorientie-

rung zu stärken und Problemla-

gen im Gesundheitssystem auf-

zuzeigen.  

Zur Realisierung dieser Zielsetzung 

hatten drei große Organisationen 

mit langjähriger Erfahrung auf die-

sem Gebiet die Unabhängige Pati-

entenberatung Deutschland als 

gemeinnützige GmbH ins Leben 

gerufen. Die Gesellschafter waren: 

¤ der Sozialverband VdK 

Deutschland (VdK e.V.) 

¤ der Verbraucherzentrale Bun-

desverband (vzbv e.V.) 

¤ der Verbund unabhängige Pa-

tientenberatung (VuP e.V.) 

Gemeinsam mit den regionalen 

Trägern der 21 UPD-

Beratungsstellen (RBS) sowie drei 

überregionalen Kompetenzstellen 

(KOS) bildete die UPD gGmbH den 

Verbund der Unabhängigen Patien-

tenberatung Deutschland. Die Trä-

ger der RBS und KOS waren bis 

auf eine Ausnahme (die Universität 

Dresden als Träger der KOS Arz-

neimittelberatung) gemeinnützige 

Institutionen aus dem Mitglieder-

kreis der Gesellschafter bzw. Zu-

sammenschlüsse solcher Organisa-

tionen (siehe Abbildung 1).  

Gesteuert wurde der UPD-Verbund 

durch die Bundesgeschäftsstelle 

(BuGS) der Unabhängigen Patien-

tenberatung Deutschland gGmbH 

in Berlin. 

Einheitliches  
Erscheinungsbild 

Von den Akteuren des Verbundes 

traten nur die BuGS und die RBS 

und KOS nach außen als die Ein-

richtungen in Erscheinung, die das 

operative ĂKerngeschªftñ des UPD-

Verbundes, nämlich die Beratung 

und Information der Verbraucher 

und Patienten, gewährleisteten. Sie 

bildeten damit die wahrnehmbare 

einheitliche und eigenständige Ein-

richtung der Verbraucher- und Pati-

entenberatung. Die wurde unter-

stützt durch ein einheitliches 

Erscheinungsbild, das sich etwa im 

gemeinsamen Namen, Logo und 

Corporate Design sowie in der 

bundesweit einheitlichen Telefon-

nummer und im umfassenden In-

ternetauftritt manifestierte. 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 1: Der UPD-Verbund im Überblick  
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4.1.1. Zusammenarbeit der Akteure im UPD-Verbund 

 

Die UPD gGmbH als Bundesge-

schäftsstelle (BuGS) in Berlin 

war die zentrale Verbundsteue-

rungs- und Organisationseinheit 

für das Angebot der Verbrau-

cher- und Patientenberatung und 

steuerte die Träger der regiona-

len Beratungsstellen (RBS) und 

Kompetenzstellen (KOS). 

Der Gesellschaftsvertrag als Steue-

rungsinstrument gewährte der Ge-

schäftsführung der BuGS weite 

Geschäftsführungsbefugnisse. So 

konnte die Geschäftsführung ohne 

Zustimmung der Gesellschafter De-

fizite bei den Trägern der RBS und 

bei der von ihnen zu gewährleis-

tenden Beratungstätigkeit sanktio-

nieren und sogar ï ebenfalls ohne 

Zustimmung der Gesellschafter ï 

die vertraglichen Vereinbarungen 

mit den Trägern kündigen.  

Sanktionsmöglichkeiten 
der UPD gGmbH 

Die Träger wurden durch Bewilli-

gungsvereinbarungen mit Sankti-

onsmöglichkeiten auf die Einhal-

tung der Vereinbarungen aus der 

Fördervereinbarung, des finalen 

Bieterkonzepts, des UPD-Leitbilds, 

des Finanzhandbuches sowie auf 

die Voraussetzungen für die Trä-

gerschaft und die Sicherstellung ih-

rer Trägeraufgaben verpflichtet. Als 

Sanktionsmöglichkeiten sahen die 

Bewilligungsvereinbarungen den 

Abschluss von Zielvereinbarungen, 

die Kürzung bzw. die Rückforde-

rung von Zuschüssen oder gar die 

Möglichkeit zur Kündigung der Be-

willigungsvereinbarung vor.  

Voraussetzungen und 
Aufgaben der Träger 

Die Träger der RBS und KOS wa-

ren in funktionierenden vereins- 

oder gesellschaftsrechtlichen Struk-

turen organisiert und mit vertre-

tungsberechtigten Organen ausge-

stattet. Sie mussten über eine 

gültige Satzung verfügen, die als 

Zweck die Förderung der Verbrau-

cher- bzw. Patientenberatung ent-

halten sollte.  

Die Träger fungierten als Arbeitge-

ber der Beraterinnen und Berater. 

Den Trägern oblagen die arbeits-

rechtliche Weisungsbefugnis und 

das Direktionsrecht. Bezogen auf 

die Informations- und Beratungstä-

tigkeit erfolgte ihre Arbeit in enger 

Kooperation mit der BuGS. Die 

operative Steuerung der Beraterin-

nen und Berater durch die UPD 

gGmbH wurde über die mit dem 

jeweiligen Träger abgeschlossene 

Bewilligungsvereinbarung gewähr-

leistet. Darin verpflichteten sich die 

Träger unter anderem dazu, die 

hohen Anforderungen an die Bera-

tungsqualität und an die Bera-

tungsstrukturen umzusetzen, indem 

sie durch geeignete Maßnahmen 

ihre Beraterinnen und Berater nach 

dem Inhalt ihrer Vereinbarungen 

mit der UPD gGmbH anwiesen.  

Außerdem nahmen die Träger Auf-

gaben regionaler Vernetzung und 

Öffentlichkeitsarbeit wahr und wa-

ren Ansprechpartner vor Ort. Nicht 

zuletzt stellten sie die für die Bera-

tungsangebote notwendige Infra-

struktur zur Verfügung. Dies galt für 

die Räumlichkeiten und die Kom-

munikationsinfrastruktur bis zur 

technischen Ausstattung und den 

Materialien, die für die Sicherstel-

lung des Beratungsbetriebs erfor-

derlich waren. 

Die Beratung 

Die Beraterinnen und Berater führ-

ten die eigentliche Patientenbera-

tung durch, indem sie die Ratsu-

chenden qualitätsgesichert, 

unabhängig und neutral informier-

ten und berieten. Außerdem doku-

mentierten sie die Beratungskon-

takte anhand eines von der UPD 

gGmbH vorgegebenen digitalen Er-

fassungs- und Dokumentationssys-

tems (Kontaktdokumentation) und 

lieferten so die entscheidenden 

Grundlagen, auf Basis derer die 

UPD gGmbH ihre Verpflichtung, 

Problemlagen im Gesundheitswe-

sen aufzuzeigen, erfüllen konnte. 

Zur Unterstützung ihrer inhaltlichen 

Fachkompetenz nutzte die UPD 

zudem drei KOS zu den Themen 

Arzneimittel, Zahngesundheit und 

Hilfsmittel. Die Aufgaben und Aus-

gestaltungen der RBS und KOS 

werden in den nachfolgenden Kapi-

teln detaillierter beschrieben.  

Das Trägermodell  

Die Träger der RBS und KOS wa-

ren regional bereits gut verankert, 

kannten die relevanten Ansprech-

partner und Akteure aus dem Ge-

sundheitswesen, der Politik, Ver-

waltung und andere Akteure. Durch 

diese Vernetzung unterstützten sie 

die Beraterinnen und Berater zum 

einen dabei, den Bekanntheitsgrad 

der UPD zu erhöhen. Zum anderen 

genossen die Träger durch ihre 

langjährige Erfahrung und Präsenz 

bereits das Vertrauen vieler Ratsu-

chender, sodass sich diese Einstel-

lung auch positiv auf das Image der 

UPD auswirkte.  Beraterinnen und 

Berater der UPD hatten außerdem 

die Möglichkeit, Ratsuchende an 

geeignete Beratungsangebote der 

Träger weiterzuverweisen und um-

gekehrt.  

Durch das Trägermodell erhielten 

die Beratenden auch in beratungs-

fremden Aufgaben wesentliche Un-

terstützung durch ihre Träger. Bei 

eigenen Veranstaltungen der RBS 

vor Ort, z.B. erstmalige Eröffnung 

neuer Standorte bzw. nach Umzug 

oder bei der Erweiterung des Bera-

tungsangebotes (z.B. Angebot der 

muttersprachlichen Beratung), un-

terstützte der Träger die Beraterin-

nen und Berater bei der Vorberei-

tung und Durchführung der 

Veranstaltungen. Darüber hinaus 

leisteten die Träger wesentliche 

Aufgaben zur Bereitstellung der Inf-

rastruktur (z.B. Räumlichkeiten, IT-

Ausstattung) und gingen die not-

wendigen vertraglichen Verpflich-

tungen wie Miet-, Versorgungs- und 

Wartungsverträge ein. Das dezent-

rale Modell verband eine zuverläs-

sige regionale Präsenz mit hoher 

Effizienz durch die Verankerung 

und Unterstützung der Träger.   

Nicht unerheblich war außerdem, 

dass die Träger, basierend auf dem 

Finanzhandbuch der UPD gGmbH, 

auch die erforderlichen finanztech-

nischen Abwicklungen (Finanzplä-

ne und Verwendungsnachweise) 

mit der UPD gGmbH wirtschaftlich 

und fach- und sachgerecht betrie-

ben. 
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 Tabelle 1: Regionale Beratungsstellen und Kompetenzstellen nach Trägerschaft  

RBS / KOS  Trägerschaft 

RBS Berlin Sozialverband VdK Berlin-Brandenburg e.V. in Kooperation mit Verbraucherzentrale Berlin 

RBS Bielefeld  Gesundheitsladen Bielefeld e.V. 

RBS Dortmund Der Paritätische Förderverein für soziale Arbeit Ennepe-Ruhr/Hagen e.V. 

RBS Erfurt Verbraucherzentrale Thüringen e.V. 

RBS Gießen 
Sozialverband VdK Hessen-Thüringen e.V. in Kooperation mit Unabhängige Patientenbera-
tung Hessen e.V. 

RBS Göttingen Gesundheitszentrum Göttingen e.V. 

RBS Hamburg Patienten-Initiative Hamburg e.V. 

RBS Hannover SoVD Landesverband Niedersachsen e.V. 

RBS Karlsruhe Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e.V. 

RBS Kiel Verbraucherzentrale Schleswig-Holstein e.V. 

RBS Köln 
gesundheitsladen köln e.V. in Kooperation mit Sozialverband VdK Nordrhein-
Westfahlen e.V.  

RBS Landshut Sozialverband VdK Bayern e.V. 

RBS Leipzig Verbraucherzentrale Sachsen e.V. in Kooperation mit Sozialverband VdK Sachsen e.V. 

RBS Ludwigshafen Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz e.V. 

RBS Magdeburg WOHL und WEHE e.V. in Kooperation mit Verbraucherzentrale Sachsen-Anhalt e.V. 

RBS München Gesundheitsladen München e.V. 

RBS Nürnberg Förderverein Unabhängige Patientenberatung Nürnberg e.V. 

RBS Potsdam Verbraucherzentrale Brandenburg e.V. in Kooperation mit SoVD Berlin Brandenburg e.V. 

RBS Rostock Verbraucherzentrale Mecklenburg-Vorpommern e.V. 

RBS Saarbrücken 
Verbraucherzentrale des Saarlandes e.V. in Kooperation mit Sozialverband VdK Saar-
land e.V. 

RBS Stuttgart  Sozialverband VdK Baden-Württemberg e.V. 

KOS Arzneimittelb e-
ratung 

TUDIAS gGmbH 

KOS Hilfsmittel  Landesgeschäftsstelle des Sozialverbands VdK Berlin-Brandenburg e.V. 

KOS Zahngesund-
heit  

Gesundheitsladen Köln e.V. 
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4.1.2. Die Bundesgeschäftsstelle ï Aufgaben und personelle Ausstattung  

 

Die Aufgaben der Bundege-

schäftsstelle (BuGS) umfassten 

insbesondere die Sicherstellung 

der Informations- und Bera-

tungsarbeit, die Durchführung 

von Qualifizierungsmaßnahmen 

für die Beraterinnen und Berater, 

die Bereitstellung eines Wis-

sensmanagements, die Förde-

rung von Wissens- und Erfah-

rungsaustausch, die Öffentlich-

keitsarbeit, die Vernetzung und 

Kooperation mit anderen rele-

vanten Institutionen auf Bundes-

ebene , die Sicherstellung der 

Einhaltung gesetzlicher und ver-

traglicher Regelungen sowie das 

Finanzcontrolling und Berichts-

wesen. 

Die Personalentwicklung in der 

Bundesgeschäftsstelle berechnet 

nach Vollzeitäquivalenten zeigte im 

Zeitverlauf von 2011 bis 2014 einen 

stetigen Wachstum, was in den An-

fangsjahren mit der Neu- bzw. 

Erstbesetzung von Stellen und spä-

ter mit dem steigenden Aufgaben-

volumen zusammenhing (siehe Ab-

bildung 2). Im Jahr 2015 sank das 

Vollzeitäquivalent aufgrund von 

Kündigungen wegen des endenden 

Förderzeitraums auf 13,97. 

Geschäftsführung der 
Bundesgeschäftsstelle 

Aufgaben der Geschäftsführung 

waren die Alleinvertretung der UPD 

gGmbH, die Steuerung des Ver-

bundes, die Leitung der BuGS so-

wie der Abschluss und die Überwa-

chung der Einhaltung der Verträge 

mit den Trägern der regionalen Be-

ratungsstellen (RBS) und überregi-

onalen Kompetenzsstellen (KOS) 

oder externer Auftragnehmer des 

Verbundes. 

Die Geschäftsführung war in zwei 

Ressorts aufgeteilt. Die erste Ge-

schäftsführung berichtete an die 

Gesellschafter der UPD gGmbH 

und war vor allem für die Bereiche 

Strategie, Verbundsteuerung und 

Vernetzung zuständig. Direkt an die 

erste Geschäftsführung berichtete 

die zweite Geschäftsführung, die 

vor allem für die Sicherstellung ei-

nes reibungslosen GmbH-Betriebs, 

die Personalorganisation und die 

verbundweite Finanzplanung,  

-steuerung und -prüfung verantwor-

tete. Dabei wurde sie von einer ihr 

unmittelbar zugeordneten Stabs-

stelle für Finanzen und Controlling 

unterstützt. 

Stabsstelle für Finanzen 
und Controlling 

Die Stabsstelle beriet die Ge-

schäftsführung bei der Sicherstel-

lung des zweckgebundenen, spar-

samen und wirtschaftlichen 

Ressourceneinsatzes und die Ein-

haltung der vertraglichen und ge-

setzlichen Förderrichtlinien. Als 

operative Ansprechpartnerin für die 

Fördermittelgeber, nahm die Stabs-

stelle erforderliche Berichts- und 

Auskunftspflichten wahr und stellte 

die Einhaltung vertraglicher Pflich-

ten und Fristen durch die BuGS 

und den Trägern der RBS sicher.  

Als koordinierende Schnittstelle 

zwischen den Fördermittelgebern 

und den Trägern der RBS unter-

stützte sie bei der Einhaltung der 

Fördervorgaben, bereitete diese 

sowie relevante Ergebnisse von Fi-

nanzprüfungen auf und kommuni-

zierte sie verbundweit. Sie fungierte 

als zentrale Ansprechpartnerin in 

Finanz- und Abrechnungsfragen für 

die Träger, Berater/innen und die 

Mitarbeiter/innen der BuGS. 

Die Stabsstelle unterstützte die Ge-

schäftsführung in der jährlichen ver- 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 2: Personalentwicklung der Beschäftigten in der Bundesgeschäftsstelle in Vollzeitäquivalenten im Jahresverlauf 
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bundweiten Finanz- und Budget-

planung. Sie überwachte und steu-

erte die zentralen Budgets durch 

laufende Plan-Ist-Analysen und un-

terstützte bei der Ausgabenpla-

nung. 

In Zusammenarbeit mit externen 

Dienstleistern nahm die Stabsstelle 

auch Aufgaben des externen 

Rechnungswesens wahr, die sich 

aus den Bilanzierungs- und Rech-

nungslegungsfristen einer Kapital-

gesellschaft ergaben. Hierzu gehör-

ten die fristgerechte und 

ordnungsgemäße Abwicklung der 

Finanzbuchführung und Erstellung 

des Jahresabschlusses. Weiterhin 

übte die Stabsstelle Tätigkeiten des 

allgemeinen Rechnungswesens der 

BuGS aus (z.B. Rechnungsbearbei-

tung, Banking). 

Justiziariat 

Unterstützt wurde die rechts- und 

vertragskonforme Steuerung des 

Verbundes durch das Justiziariat, 

das ebenfalls unmittelbar der Ge-

schäftsführung zugeordnet war. 

Das Justiziariat beriet die Ge-

schäftsführung zu allen rechtlichen 

Fragen, die sich aus ihrer Steue-

rungs- und Leitungsfunktion erga-

ben. Außerdem gehörten Fragen 

zur Organisation und Leitung des 

GmbH-Betriebs einschließlich ar-

beits- und sozialversicherungs-

rechtlicher Fragen im Zusammen-

hang mit dem Personal-

management der BuGS dazu. 

So unterstützte es die BuGS beim 

Abschluss von Verträgen sowie bei 

der Kontrolle ihrer Einhaltung. Dies 

betraf zum einen Verträge mit Akt-

euren des Verbundes. Bei Verträ-

gen mit den Trägern der RBS stand 

dabei die Einhaltung der förderver-

traglichen Regelungen im Vorder-

grund. Zum anderen ging es um 

den Abschluss und die Überprüfung 

von Verträgen mit Dienstleistern. 

Dabei lag ein besonderes Augen-

merk auf der fördervertragskonfor-

men Vergabe der Aufträge und auf 

der rechtssicheren Verschaffung 

von Nutzungsrechten an den mit 

Fördermitteln geschaffenen Ergeb-

nissen des Verbundes. Durch die 

Gestaltung von Verträgen mit Ko-

operationspartnern auf Basis des 

Leitfadens Netzwerkarbeit trug das 

Justiziariat außerdem zur Versteti-

gung von Kooperationsbeziehun-

gen des Verbundes bei.  

Daneben trug das Justiziariat ent-

scheidend zur rechtskonformen 

Ausgestaltung der Beratungs-

prozesse und -strukturen sowie der 

Dokumentation der Beratungsan-

fragen bei. In besonderem Maße 

betraf dies die rechtlichen Anforde-

rungen nach dem Rechtsdienstleis-

tungsgesetz und nach den Daten-

schutzgesetzen. Dazu definierte 

das Justiziariat die erforderlichen 

Maßnahmen, stellte Leitlinien dazu 

auf und unterstützte die Geschäfts-

führung bei der Umsetzung im Ver-

bund. Dem Justiziariat oblag ï ge-

meinsam mit dem qualitativen 

Controlling ï auch die Überprüfung 

deren Einhaltung und die laufende 

Anpassung an sich ändernde recht-

liche Rahmenbedingungen. 

Steuerung der  
telefonischen Beratung 

Die Steuerung der telefonischen 

Beratung war der Geschäftsführung 

zugeordnet. Unterstützt wurde sie 

dabei durch eine ihr unmittelbar zu-

geordnete Stelle. Der Stelleninha-

ber beriet die Geschäftsführung in 

allen Fragen der Telefoniesteue-

rung, insbesondere in Fragen der 

Einsatzplanung. Darüber hinaus 

übernahm er die operative Steue-

rung des Einsatzes, die kontinuier-

liche Evaluation der telefonischen 

Beratungsleistung und war An-

sprechpartner für den Dienstleister 

in allen operativen und technischen 

Fragen der Telefoniesteuerung.  

Referat Qualitätsent-
wicklung und Qualifizie-
rung 

Kontinuierliche Qualitätssicherung 

und verbundweite Qualifizierung 

waren wichtige Bausteine für eine 

erfolgreiche Weiterentwicklung der 

unabhängigen Patientenberatung. 

Neben der verbundweiten verbind-

lichen Umsetzung der im Realisie-

rungskonzept, im Beratungskon-

zept und im Wiki niedergelegten 

Qualitätsstandards ging es um die 

Weiterentwicklung, inhaltliche Be-

treuung und Auswertung der Kon-

taktdokumentation für die regelmä-

ßige Berichterstattung. Zudem 

wurden hier das verbundweite Fort- 

und Weiterbildungsprogramm kon-

zipiert und organisiert.  

Das Referat leitete auch das ver-

bundweite Audit-Verfahren sowie 

die der Qualitätssicherung zuge-

ordneten Arbeitskreise und unter-

stützte ï gemeinsam mit der Ge-

schäftsführung ï die externe 

wissenschaftliche Begleitforschung. 

Zugeordnet waren ihm zudem das 

verbundweite Beschwerdema-

nagement und das Monitoring über 

die Beratungsleistung der RBS so-

wie die Erstellung interner Analysen 

zum Beratungsgeschehen. 

Das zum Referat Qualitätsentwick-

lung und Qualifizierung gehörende 

Wissens- und Kompetenzfeldma-

nagement (WMT) nahm die fachli-

che Verantwortung für das gesund-

heitlich-medizinische, rechtliche 

und psychosoziale Kompetenzfeld 

wahr und fungierte als Ansprech-

partner für die Beraterinnen und 

Berater zur Klärung von Fachfra-

gen. Vorrangig war das WMT zu-

ständig für die Sicherung, Bereit-

stellung und gezielte Weiterent-

wicklung des Wissensbestandes, 

außerdem für eine effiziente Nut-

zung des Informations- und Wis-

sensmanagements im Gesamtver-

bund und für die Durchführung der 

Fortbildungen. Zentrale Ziele waren 

die Sicherstellung einer einheitli-

chen und hohen Beratungsqualität 

sowie die Verringerung der bera-

tungsbegleitenden Tätigkeiten und 

die Vermeidung von Doppelrecher-

chen.  

Referat Information und 
Kommunikation 

Aufgabe des Referats Information 

und Kommunikation war vor allem 

eine Erhöhung des Bekanntheits-

grades der UPD, die (informations-) 

technische Betreuung und Umset-

zung des Wissensmanagements 

sowie der Kontaktdokumentation, 

der störungsfreie Betrieb sowie die 

Wartung der IT-Landschaft des 

UPD-Verbundes. Dazu umfasste 

das Referat die Arbeitsbereiche 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, 

IT-Projektmanagement für Intranet 

und Website, Webredaktion sowie 

die IT-Administration der BuGS und 

in Teilen auch des UPD-

Verbundes.  

https://wissensmanagement-intranet.patientenberatung.de/x/_A7Q
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Die Presse- und Öffentlichkeitsar-

beit umfasste die Bereiche Strate-

gie und Steuerung (u.a. Konzepti-

on, Planung, Kampagnen, Beratung 

der Geschäftsführung), Presse- und 

Netzwerkarbeit mit deutschen so-

wie muttersprachlichen Medien in 

Türkisch und Russisch (u.a. Kon-

taktpflege, Platzierung von Pres-

semitteilungen, Bearbeiten von 

Presseanfragen), Soziale Medien 

(u.a. Aufbau und Pflege der Auftrit-

te, regelmäßige Ansprache und 

Monitoring von Reaktionen der 

Communities) sowie Werbung (Mai-

lings, Print- und Online-Anzeigen, 

Streuartikel) und Informationsmate-

rialien. 

Die Betreuung der Website umfass-

te die inhaltliche und technische 

Redaktion sowie das IT-

Projektmanagement bei größeren, 

projekthaften Arbeiten wie z.B. bei 

der Erstellung der Kontaktdoku-

mentation oder bei der Neu- bzw. 

Weiterentwicklung der Website. 

Aufgabe der Webredaktion war au-

ßerdem die Betreuung und techni-

sche Weiterentwicklung der Online-

Beratung. 

Im Referat ebenfalls angesiedelt 

war die technische Steuerung 

sämtlicher IT-Projekte im internet-

basierten Intranet, dem sogenann-

ten Extranet. Das Extranet ermög-

lichte den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern des UPD-Verbunds 

Zugriff auf eine Reihe von Pro-

grammen (z. B. Kontaktdokumenta-

tion, Kalender, E-Mail, Forum), auf 

Vorlagen/Formulare, auf Informati-

onen (z. B. Wiki Wissensmanage-

ment, Handbücher, Leitfäden, Do-

kumentenmanagement) sowie eine 

Plattform für den offenen Aus-

tausch mit allen Verbundbeteiligten 

sowie den geschützten Austausch 

in Arbeitsgruppen. 

 

 

 

 

 

Abbildung 3: Organigramm der Bundesgeschäftsstelle der UPD 
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4.1.3. Die Beratungsstellen ï Aufgaben, personelle Ausstattung und Lage 

 

Die Leistungsbeschreibung im 

Rahmen der Ausschreibung so-

wie das Angebot der Bieterge-

meinschaft sahen regional in 

Deutschland verteilte Beratungs-

stellen (RBS) vor, um sowohl 

Kenntnisse der gesundheitlichen 

Versorgungsstrukturen vor Ort in 

die Beratung einfließen zu lassen 

als auch regionale Netzwerke zu 

betreiben. Die Überlegungen der 

UPD führten zu insgesamt 21 

RBS über ganz Deutschland ver-

teilt und drei zusätzlichen, über-

regionalen Kompetenzstellen 

(KOS). 

Bei den 21 RBS handelte es sich 

um die auch schon in der zweiten 

Modellphase betriebenen Einrich-

tungen. Jedes Bundesland erhielt je 

nach Größe bis zu drei Beratungs-

stellen (siehe Abbildung 4).  

Die Auswahlkriterien für die Städte 

bestanden neben der gleichmäßi-

gen deutschlandweiten Verteilung 

darin, dass es sich um dicht besie-

delte Gebiete mit guter Verkehrs-

anbindung durch den öffentlichen 

Personennahverkehr handeln 

musste. Auch sollten die RBS spe-

ziellen Zielgruppen zugänglich sein. 

Da Doppelstrukturen vermieden 

werden sollten, gab es in Bremen 

keine UPD-Beratungsstelle. 

Aufgaben der regiona-
len Beratungsstellen 

Die Aufgaben der RBS bestanden 

in erster Linie in der qualitativ 

hochwertigen, unabhängigen und 

kostenlosen Beratung von Ratsu-

chenden in Deutschland zu Fragen 

rund um Gesundheit  und Versor-

gungsangebote. Ein weiterer 

Schwerpunkt war die anonyme Do-

kumentation jedes Beratungsge-

spräches als Grundlage für das Be-

richtswesen.  

Die Beraterinnen und Berater 

kommunizierten mit den Ratsu-

chenden telefonisch, persönlich, 

postalisch bzw. per Fax und inter-

netgestützt.  

Darüber hinaus übernahmen sie die 

regionale Presse- und Öffentlich-

keitsarbeit, die regionale Koopera-

tions- und Netzwerkarbeit und lie-

ßen ihre Kenntnisse der regionalen 

gesundheitlichen Versorgungs-

strukturen in die Beratung einflie-

ßen.  

Das breite Themenspektrum um-

fasste Fragen zu rechtlichen und 

medizinischen Themen sowie zu 

psychosozialen Problemen im Um-

gang mit Krankheiten. Häufige 

Themen waren: 

¤ Patientenrechte 

¤ Leistungen der Kranken-

kassen 

¤ Konflikte mit Ärzten oder  

Kassen 

¤ Vorgehen bei vermutlichen 

Behandlungsfehlern 

¤ Untersuchungen und Behand-

lungen 

¤ Leben und Alltag mit einer 

Krankheit 

¤ Arznei-, Heil- und Hilfsmittel 

¤ Patientenverfügung, Vorsor-

gevollmacht, Betreuungsver-

fügung 

Dabei leisteten die Beraterinnen 

und Berater, wie in der Leistungs-

beschreibung vorgegeben, Hilfe-

stellung bei der Klärung von Prob-

lemen und Konflikten, stärkten 

Ratsuchende in ihrer Entschei-

dungsfindung oder halfen ï auch 

mit individuellen Verweisen ï bei 

der Orientierung im Gesundheits-

wesen.

Kompetenzstellen 

Es gab drei ergänzende, überregi-

onale KOS, die dem Angebot ent-

sprechend fachspezifische Bera-

tungen zu den Themen Arznei-

mittel, Zahngesundheit und Hilfs-

mittel bereithielten.  

Die KOS Arzneimittel beriet telefo-

nisch und online sowohl Ratsu-

chende als auch UPD-Beraterinnen 

und Berater in Hintergrundgesprä-

chen.  

Die KOS Zahngesundheit sowie die 

KOS Hilfsmittel waren hingegen 

hauptsächlich für telefonisch Hin-

tergrundberatungen für UPD-

Beraterinnen und Berater konzi-

piert. Nach Absprache übernahm 

die KOS Zahngesundheit auch die 

direkte Beratung von Ratsuchen-

den. So beriet die KOS Zahn-

gesundheit in gut 50 Prozent der 

Beratungen weiterverwiesene oder 

vormals beratene Betroffene oder 

Angehörige direkt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 4: Standorte der 21 Be-

ratungsstellen in Deutschland 
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Personalausstattung 

Die Leistungsbeschreibung gab 

vor, dass die personellen Mittel der 

RBS zur Sicherstellung des Bera-

tungsbetriebes im Rahmen der Öff-

nungszeiten sowie für Vertretungs-

situationen ausreichen müssten. 

Dies wurde durch die Besetzung 

von mindestens drei Mitarbeitern je 

Beratungsstelle mit jeweils minimal 

0,5 und insgesamt maximal 2,5 

Vollzeitäquivalenten umgesetzt. 

Darüber hinaus gab es weitere Be-

raterinnen und Berater, die bei per-

sonellen Engpässen kurzfristig ein-

springen konnten. 

Die Personalentwicklung in den 

RBS stieg von 54,6 Vollzeitäquiva-

lenten (VZÄ) in 2011 auf 61,67 VZÄ 

in 2013 (siehe Abbildung 5). In 

2014 wurde die Erhebung der Per-

sonalentwicklung dahingehend um-

gestellt, dass die Beraterinnen und 

Berater nicht mit einberechnet wur-

den, die zum Stichtag aufgrund 

längerer Krankschreibung, Eltern-

zeit, Mutterschutz oder der Pflege 

Angehöriger abwesend waren. Die 

Werte sind vor diesem Hintergrund 

nicht mit den älteren Werten ver-

gleichbar. Auch von 2014 auf 2015 

konnte eine Personalsteigerung auf 

zuletzt 63,39 VZÄ erreicht werden. 

Jede RBS wurde mit Patientenbe-

raterinnen und Patientenberatern 

der drei Kompetenzfelder  

¤ Gesundheitsrecht, 

¤ Gesundheit / Medizin und  

¤ Psychosozial 

interdisziplinär besetzt. Alle Bera-

tenden hatten einen für ihr Kompe-

tenzfeld einschlägigen Hochschul-

abschluss, und verfügten oftmals 

auch über passende Berufsab-

schlüsse im Bereich der gesund-

heitlichen Versorgung sowie ent-

sprechende Berufserfahrungen. In 

der Stellenbesetzung wurde außer-

dem eine Geschlechterdiversität 

und interkulturelle Erfahrung be-

rücksichtigt.  

Zu Beginn des Förderzeitraums ar-

beiteten 72 Beraterinnen und Bera-

ter für die UPD. Zum Stichtag am 

30. Juni 2015 waren 90 Beraterin-

nen und Berater für die UPD im 

Einsatz, davon zuletzt 7 Beraterin-

nen und Berater in den drei KOS 

des UPD-Verbundes. Die Beraten-

den waren überwiegend in Teilzeit 

beschäftigt.  

Ausstattung und  
Zugang 

Neben der telefonischen und 

schriftlichen Erreichbarkeit legte die 

Leistungsbeschreibung Wert auf 

einen barrierefreien, persönlichen 

Zugang zu den RBS zu festen Öff-

nungszeiten. Dieser sollte den Rat-

suchenden zeitlich bedarfsgerecht 

an mindestens vier Tagen der Wo-

che möglich sein. Im Einklang mit 

diesen Vorgaben gab es regelmä-

ßige Öffnungszeiten für Ratsu-

chende an.  

Jede RBS war 16 Stunden in der 

Woche für Beratung geöffnet. Diese 

Zeiten waren gleichmäßig auf zwei 

Vor- und Nachmittage an vier Ta-

gen in der Woche verteilt. Dazu 

kamen weitere vier Wochenstunden 

für Beratung nach vorheriger Ter-

minvereinbarung. Die Außenbera-

tung fand einerseits auf Einzelver-

einbarung, in der Regel jedoch zu 

wiederkehrend-festen Zeiten an 

ebensolchen Orten wie anderen 

etablierten Beratungsstellen des 

Trägers statt. 

Die Barrierefreiheit der RBS selbst 

als auch ihre Erreichbarkeit mit ei-

ner zumutbaren Entfernung von 

maximal 800m zu öffentlichen Ver-

kehrsmitteln wurden sichergestellt. 

Die RBS lagen zentral im Ort, be-

saßen Parkmöglichkeiten und wa-

ren somit niedrigschwellig zugäng-

lich. Eine gut sichtbare 

Beschilderung am Gebäude ver-

wies auf die Beratungsstelle.  

Zu den Öffnungszeiten war jede 

RBS mit mindestens zwei Berate-

rinnen und Beratern besetzt. Die 

Räumlichkeiten jeder RBS gewähr-

leisteten jedem Mitarbeiter einen 

eigenen Arbeitsplatz mit Telefon- 

sowie Internetanschluss und Zu-

gang zu kompetenzfeldspezifischen 

Beratungsmaterial sowie mindes-

tens zwei Räumen für ungestörte 

persönliche Beratung.

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 5: Personalentwicklung der Beraterinnen und Beratern in Vollzeitäquivalenten nach GKV- und PKV-finanzierten Mit-

teln im Jahresverlauf 
















































































































































